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Die Bestimmung zum Vorbchalt aufsichtsrechtlicher Rege- 
lungen bei der Erm ittlung der Bcwcrtungsrescrven in § 153 
Abs. 3 Satz 3 W C  in der Fassung des Lebensversicherungs- 
reformgcsetzes vom 1. August 2014 (BGBl. I S. 1330) ist nicht 
verfassungswidrig..............................................................................  129

Bei einer Lebensversicherung auf dcn Tod eines anderen er- 
fordert die Ü bertragung der Versicherungsnchmcrstellung 
oder der Bezugsberechtigung im Erlebensfall -  anders als eine 
Ànderung des im Todesfall Begünstigten -  keine Einwilligung 
der versicherten Person in entsprechender Anwendung von 
§ 150 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 VVG............................................. 142

a) Bei Zahlungsklagen einer Gesellschaft gegen Nichtgesell- 
schafter hat der Gesellschafter regelmâtëig kein rechtliches 
Interesse im Sinne des § 66 Abs. 1 Z PO  am Beitritt zum 
Rechtsstreit.
b) Die Zulassigkeit eines Bcitritts zu Klage und Widerklagc
ist jeweils selbstândig zu prüfen. Ein Beitritt auf Seiten einer 
H auptpartei ist auch allein zur Klage oder àllein zur W idcrkla- 
gem ôglich...........................................................................................  155

a) § 1078 Abs. 1 Satz 1 ZPO  ist richtlinienkonform dahin 
auszulegen, dass eine Prozcsspartci, die ihren W ohnsitz oder 
gewôhnlichen Aufenthalt in einem anderen Mitglicdstaat der 
Europaischen U nion hat, einen Antrag auf grenzüberschrei- 
tende Prozesskostenhilfe nicht nur bei der zustandigen Über- 
mittlungsbehôrde des Mitgliedstaats des Wohnsitzes, sondern 
auch unmittelbar bei der Empfangsbehôrde des Mitgliedstaats 
des Gerichtsstands -  hier: dem mit der Sache befassten deut- 
schen Prozessgericht -  stellen kann.
b) § 1078 Abs. 1 Satz 2 ZPO  ist richtlinienkonform dahin
auszulegen, dass die um Prozesskostenhilfe nachsuchende 
Partei auch im Falle einer Antragstellung unmittelbar bei dem 

.Prozessgericht nicht verpflichtet ist, dem Gericht auf eigene 
Kosten Übersetzungen der von ihr eingereichten fremdspra- 
chigen Prozesskostenhilfeunterlagen vorzulcgen......................  161

H at der Glaubiger, der aus einem Zug-um -Zug-Ti- 
tel vollstrecken will, im Hinblick auf §§ 765, 756 ZPO  
eine Feststellungsklage erhoben m it dem Ziel, festzu- 
stellen, dass der Schuldncr hinsichtlich der vom Glaubi
ger Zug um Zug zu erbringenden Gcgenlcistung befrie- 
digt ist, hangt die matérielle Beweiskraft eines daraufhin 
ergangenen Feststellungsurteils von seiner Rechtskraft ab.....  187
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